
Berliner Holzköpfe
Dokumentiert: Auszüge aus einem 

Interview von Wladimir Putin 
mit Tucker Carlson 

Hausgemachte Staatskrise
Krise, Rezession, Finanznot: Ampel-

regierung vor Scherben ihrer 
Wirtschaftspolitik

Humanitäre Katastrophe
Sudan als Stiefkind der Welt-

öffentlichkeit: Hungerkrise im 
Bürgerkrieg

Vernutzte Proletarier
Vor 125 Jahren wurde Bertolt Brecht 

geboren. Über Krieg und Aus-
beutung in seinem Frühwerk

Viele Fußballfans sind sauer. 
Am Wochenende sollen Pro-
teste gegen den Investoren-

deal in deutschen Fußballstadien wei-
tergehen. Auch mit Spielabbrüchen 
ist zu rechnen. In einer gemeinsamen 
Stellungnahme vom Freitag werfen 
Fangruppen der Deutschen Fußbal-
liga (DFL) Ignoranz vor. »Das jetzige 
Dialogangebot ist kein Umdenken. Es 
ist ein Feigenblatt. Denn es enthält 
kein Angebot für Verhandlungen.«

Enttäuscht zeigte sich Hans-Joa-
chim Watzke, Sprecher des DFL-Prä-
sidiums und Geschäftsführer des Bun-
desligisten Borussia Dortmund, am 
Freitag darüber, dass die Fußballfans 
nicht mit ihm reden wollten. »Die 
Absage der eingeladenen Fanvertre-
ter nehmen wir zur Kenntnis, bedau-
ern sie aber, denn Dialogbereitschaft 
ist immer die Basis für ein demo-
kratisches Miteinander«, sagte er am 
Freitag in einer DFL-Mitteilung. Die 

Versuche der DFL vom Donnerstag, 
den Konflikt mit den Fans durch Dia-
logangebote zu befrieden, sehen diese 
als Versuch, kritische Stimmen ein-
zubinden, um sie zu neutralisieren. 
Vor einigen Jahren hatte die DFL für 
eine Taskforce zur »Zukunft Profifuß-
ball« erstmals Fanvertreter eingela-
den, die Ergebnisse der Kommission 
wurden daraufhin nach Ansicht vieler 
Ultras als »Kompromiss eines ›Laber-
ladens‹« kritisiert.

Im Zentrum der Proteste steht die 
Frage nach der zukünftigen finan-
ziellen Ausrichtung der ersten und 
zweiten Bundesliga. Die Finanzin-
vestoren CVC und Blackstone wollen 
für 20  Jahre Anteile an einer DFL-
Tochtergesellschaft erwerben, in der 
die kompletten Medienrechte ausge-
lagert werden. In der Fanlandschaft 
hat das einen Sturm der Entrüstung 
ausgelöst. Die Proteste erreichten 
am letzten Sonnabend einen ersten 

Höhepunkt beim Zweitligaspiel von 
Hertha BSC gegen den HSV im Berli-
ner Olympiastadion. Ab der 53. Minu-
te flogen Tennisbälle auf das Feld, das 
Spiel musste für mehr als eine halbe 
Stunde unterbrochen werden.

Die Kritik der Fans richtet sich 
nicht nur gegen eine weitere Kom-
merzialisierung des Fußballs, son-
dern auch gegen das Zustandekom-
men des Investorenvotums selbst. Der 
Vorwurf: Die DFL habe bei der ent-
scheidenden Mitgliederversammlung 
im Dezember die 50+1-Regel, die die 
Mehrheit der Stimmrechte bei den 
Vereinen und damit den Einfluss der 
Fans sichert, durch eine geheime Ab-
stimmung untergraben. Die benötigte 
Zweidrittelmehrheit kam punktgenau 
zustande, aus den aktiven Fanszenen 
gibt es seitdem heftige Proteste.

Vor diesem Hintergrund sollten 
auch die aktuellen Äußerungen des 
Stuttgarter Vereinspräsidenten Claus 

Vogt kritisch betrachtet werden. Er 
sprach von einem »größtmöglichen 
Schaden für den deutschen Fußball«, 
wenn nicht auf die kritischen Stimmen 
der Fans gehört werde. Andere Ver-
einsfunktionäre wiesen auf Transpa-
renzprobleme hin. Die Reduzierung 
des Konflikts auf Fragen demokrati-
scher Prozesse und der Transparenz, 
um Abstimmungsergebnisse zu legiti-
mieren, übersieht die tieferliegenden 
Auswirkungen. Der aktuelle Konflikt 
um die DFL-Investorensuche ist nur 
die Spitze eines Eisbergs. Es geht um 
die Bewahrung der kulturellen und 
sozialen Werte, die den Fußball eben 
auch prägen. Die Fans stellen sich 
damit gegen eine zunehmende Kom-
merzialisierung und Entfremdung, 
und die Proteste können jederzeit in-
haltlich weit über den Fußball hinaus 
gehen. Weitere Aktionen sind abzu-
sehen, die nächste Runde des Protest-
»Tennis« beginnt.

Brüssels nächster Vorposten

WWW.JUNGEWELT.DE

Washington: Scholz fordert 
Militärhilfe für Ukraine

Washington.  Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) hat sich vor seinem 
Treffen mit US-Präsident Joseph Bi-
den in Washington am Donnerstag 
abend mit acht Senatoren des US-
Kongresses getroffen, um auf mehr 
Militärhilfe für die Ukraine zu drän-
gen. Der US-Präsident versucht seit 
Monaten, Militärhilfe im Wert von 
rund 56 Milliarden Euro für Kiew 
durch den Kongress zu bringen. Die 
Republikaner blockieren das Paket. 
Aus der deutschen Delegation hieß 
es nach dem Treffen, die Gesprächs-
partner hätten sich »hoffnungsvoll« 
gezeigt, dass die USA ihre finan-
zielle Unterstützung leisten würden. 
Am Freitag nachmittag (Ortszeit, 
nach jW-Redaktionsschluss) wollte 
Scholz den politisch angeschlage-
nen Biden im Weißen Haus treffen. 
Neben der Ukraine sollte es auch 
um den Nahostkonflikt und den 
NATO-Gipfel im Juli gehen.  

(dpa/jW)
Siehe Kommentar Seite 8

EU-Lieferkettengesetz 
kommt vorerst nicht
Brüssel. Die EU hat die für diesen 
Freitag geplante Abstimmung über 
ein Lieferkettengesetz kurzfristig 
verschoben. Das Thema sei von der 
Agenda der Ständigen Vertreter der 
27 EU-Staaten genommen worden, 
teilte die belgische Ratspräsident-
schaft mit. Die Abstimmung solle zu 
einem späteren Zeitpunkt nachge-
holt werden. Einem EU-Diplomaten 
zufolge ist dafür der kommende 
Mittwoch vorgesehen. Auslöser der 
Verschiebung ist die im Vorfeld an-
gekündigte Enthaltung der BRD. 
Diese wirkt de facto wie ein Nein, 
weil die Stimmen dann beim Ver-
such fehlen, die nötige Mehrheit zu 
erzielen. Erforderlich ist ein Ja von 
15 der 27 EU-Staaten, die zudem 
mindestens 65 Prozent der EU-Be-
völkerung repräsentieren müssen. 
Die Ampelregierung hatte keinen 
Konsens gefunden und wollte sich 
daher bei der Abstimmung enthal-
ten. SPD und Grüne waren für eine 
Zustimmung, die FDP dagegen. 

(Reuters/jW)

Auch die Fans von Union Berlin sagen nein zur DFL (Leipzig, 4.2.2024)
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EU stellt Mauretanien 210 Millionen Euro für Eindämmung von Migration nach Europa in Aussicht

Der EU-Imperialismus will 
mit Mauretanien eine Neo-
kolonie enger an sich binden, 

um Russland und China zuvorzukom-
men. Das Engagement in dem west-
afrikanischen Land werde »Vorbild für 
eine Zusammenarbeit zwischen (…) 
Nordwestafrika und der Europäischen 
Union« sein, hoffte die SPD-Spitzen-
kandidatin zur EU-Wahl, Katarina Bar-
ley, gegenüber dem Portal Euractiv am 
Freitag. Am Donnerstag abend (nach 
jW-Redaktionsschluss) hatten Brüssel, 
Madrid und Nouakchott gemeinsam 
neueste Vereinbarungen zwischen dem 

Staatenbündnis und der Islamischen 
Republik verkündet.

Die EU will doppelt profitieren. So 
wolle man Mauretanien helfen, die In-
frastruktur zur Produktion »grünen« 
Wasserstoffs für die europäische In-
dustrie aufzubauen. Im März soll eine 
Wirtschaftsdelegation Investitionsmög-
lichkeiten ausloten. Der Staat, dessen 
Ökonomie auf den Export von Rohstof-
fen wie Erdgas, Mineralien und Fische-
reiprodukten getrimmt ist, soll zugleich 
als Handlanger im Kampf gegen »irre-
guläre« Einwanderung, sprich Armuts-
migration, aufgebaut werden.

Bei ihrem Besuch am Donnerstag 
hatten EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen und Spaniens 
Ministerpräsident Pedro Sánchez die 
Bemühungen Mauretaniens um die 
Aufnahme von Flüchtlingen begrüßt. 
Sánchez kündigte die Verdopplung der 
humanitären Hilfen aus Spanien für Ge-
flüchtete noch in diesem Jahr an. Brüs-
sel wolle ebenfalls mehr Geld schicken 
und »die Erfahrungen der europäischen 
Grenzagentur Frontex nutzen«. 210 
Millionen Euro sollen »für die Steue-
rung der Migration« fließen, wie AFP 
am Donnerstag berichtete. Vergangenes 

Jahr kamen allein auf den Kanarischen 
Inseln fast 40.000 Migranten an, ein 
wichtiger Ausgangspunkt ist Maureta-
nien, wie Reuters am Mittwoch mit Ver-
weis auf Frontex-Zahlen berichtet hatte.

Vertreter der EU-Mitgliedstaaten 
hatten sich ebenfalls am Donnerstag 
abend in Brüssel auf eine Fassung des 
sogenannten Gemeinsames Europäi-
schen Asylsystems (GEAS) geeinigt. 
Ziel ist die deutliche Verschärfung der 
Regeln zur Einwanderung in die EU. 
Derzeit wird davon ausgegangen, dass 
das EU-Parlament über das GEAS im 
April abstimmt. Marc Bebenroth

wird herausgegeben von 
2.767 Genossinnen und 
Genossen (Stand 11.12.2023)

n www.jungewelt.de/lpg
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Rote Karte für Investoren
Fußballfans lehnen Dialogangebot ab. Neue Proteste gegen DFL-Deal angekündigt. 

 Von Raphael Molter

Heute mit 8 Seiten extra  Wochenendbeilage »faulheit & arbeit«
Jetzt aber

Partei gegründetBündnis Sahra Wagenknecht: Bis zur Bundestagswahl soll ein ausführ-
liches Parteiprogramm folgen

Finale furiosoPolen: Streit zwischen Regierung und 
Opposition wegen Entzug zweier 
Abgeordnetenmandate eskaliert

Chaos programmiertLokführer streiken. DB-Konzern ver-weigert Arbeitszeitverkürzung, will Ausstand noch verhindern

Köpfe gewinnenEntfernung vom Wir: Coronakrise hat Probleme in Wissenschafts-kommunikation offengelegt

D ie Feldarbeit muss warten, Bauern machen sich vom Acker – Konvois, Blockaden, 
Aufmärsche bundesweit und dezen-
tral. Es ist das klassische Repertoire 
direkter Aktionen, wenn auch behörd-
lich angemeldet und genehmigt. Denn 
am Montag begann die Woche des Pro-
tests gegen Streichpläne bei Agrarhilfen 
durch die Ampelkoalition. Aufgerufen 
hatten der Deutsche Bauernverband 
(DBV) und der Verein »Landwirtschaft 
verbindet Deutschland« (LSV).Ein, zwei Blicke in die Provinz: »Wir 

haben heute sieben Autobahnauffahrten 
blockiert, jeweils mit zwei Schleppern«, 
so die Geschäftsführerin des Bauernver-
bands Uckermark in Brandenburg, Cor-
nelia Schlewitt, im jW-Gespräch. Gab 
es Stress? »Nein, überhaupt nicht, alles 
harmonisch, tiefenentspannt.« Unter-
stützung kam von Anwohnern und Fir-
men aus der Region, branchenübergrei-
fend von Spediteuren, Handwerkern, 

Gastronomen. Ähnlich die Situation im 
Emsland. Fast jeder Hof aus der Region 
habe mindestens mit einem Schlepper 
demonstriert, sagte der Agrarblogger 
und kleinbäuerliche Massentierhalter, 
Bernhard Barkmann, gegenüber jW. Im 
Landkreis dürften es mehr als 1.500 
Traktoren gewesen sein. »Einfach nur 
gigantisch!« Nicht zuletzt der solidari-
sche Zuspruch allerorts. »Das ist Bal-
sam für die Seele der Bauern.« Und: 
Der ländliche Raum sei eben nicht die 
Berliner Bubble fernab der eigenen Be-
völkerung.

Apropos Bundeshauptstadt. Hier mo-
bilisierten die Freien Bauern Deutsch-
land. Hunderte Schlepper, Lkw und 
Busse säumten die Straße des 17. Juli 
an der Siegessäule. Dazu Tausende Pro-
testierer am Brandenburger Tor. »Wir 
vertreten die ganz normalen Bauern«, 
sagte deren Medienreferent Reinhard 
Jung zu jW. Die, die mit eigener Hän-
de Arbeit ihren Hof bewirtschafteten, 

unabhängig von Politik und Industrie.Zurück zu DBV und LSV: Beide Ver-
bände hielten an ihrem Aufruf fest, trotz 
der teilweisen Rücknahme der Pläne 
beim »Agrardiesel« und der KfZ-Steu-
erbefreiung durch das Bundeskabinett 
am Donnerstag voriger Woche. DBV-
Präsident Joachim Rukwied reichte das 
nicht; er forderte am Montag wiederholt 
die Koalitionäre auf, die »Sparliste« 
gänzlich vom Tisch zu nehmen. Passie-
re das nicht, gefährde dies »am Ende die 
gesicherte Versorgung mit heimischen 
hochwertigen Lebensmitteln«, so Ruk-
wied am Montag im RBB-Inforadio. 
Kernziel der Demos bleibe, die »über-
proportionale Belastung der Landwirt-
schaft« zu verhindern. Er hoffe dabei 
auf die Vernunft der Ampel. Offenbar 
vergeblich. Mit der Kabinettseinigung 
sei »ein fairer Kompromiss gefunden 
worden«, meinte eine Sprecherin des 
Bundeslandwirtschaftsministeriums 
gleichentags auf jW-Anfrage. Alles 

weitere liege nun beim Haushaltsge-
setzgeber, dem Bundestag.Klar sei, dass die deutsche Agrar-

politik fehlgeleitet ist, betonte Ina La-
tendorf, agrarpolitische Sprecherin von 
Die Linke im Bundestag, gegenüber 
jW. Komplett. Besonders Klein- und 
Mittelbauern treffe es. Höhere Stan-
dards bei Umwelt und Tierwohl, be-
schränkter Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln und verpflichtende Flächen-
stilllegungen –»alles ohne verlässliche 
Gegenfinanzierung«. Das befördere 
das Höfesterben. Latendorf: »Aber die 
sozialökologische Transformation der 
Landwirtschaft wird unmöglich, wenn 
es keine Bauern mehr gibt.«Wie weiter? Alles steuert auf das 

Finale der Aktionswoche am nächsten 
Montag in Berlin hin. Der Kabinetts-
beschluss dürfte die Zornigen in ihrer 
Haltung bestärken – und die Funken des 
Protestes zusätzlich anfachen. Landauf, 
landab.

Power to the Bauer

Nur ein erster Schritt

WWW.JUNGEWELT.DE

Verschärfung der Kämpfe in der Ukraine

Kiew. Die Ukraine ist erneut stark von Russland angegriffen worden. In der Nacht zu Montag habe die russische Armee 51 Raketen ab-gefeuert, teilte das ukrainische Militär am selben Tag mit. 18 seien 
durch die ukrainische Luftabwehr abgeschossen worden. Zudem seien acht »Schahed«-Drohnen aus iranischer Produktion abge-wehrt worden. Russland habe bei seinen Angriffen »wichtige Infra-strukturen« sowie Industrie- und Militärgebäude ins Visier genom-men. Laut dem stellvertretenden Leiter des Präsidentenbüros in Kiew wurden bei der erneuten russischen Angriffswelle min-destens drei Menschen getötet. Mehr als 30 Menschen seien bei den Angriffen verletzt worden, darunter fünf Kinder, teilte er über den Onlinedienst Telegram mit. Im Ukraine-Krieg haben sich die Kämpfe zuletzt verschärft.

 (AFP/jW)

Grünes Licht für geplante Bürgergeld-KürzungenBerlin. Das Bundeskabinett hat am Montag grünes Licht für die geplanten Kürzungen beim so-genannten Bürgergeld gegeben. So sollen Jobcenter künftig Er-werbslosen das »Bürgergeld« für zwei Monate komplett streichen können, wenn die Betroffenen eine Arbeitsaufnahme »nachhal-tig« verweigern. »Die Möglich-keit der Arbeitsaufnahme muss tatsächlich und unmittelbar be-stehen und willentlich verweigert werden«, heißt es nach dpa-In-formationen im entsprechenden Entwurf eines Haushaltsfinan-zierungsgesetzes. Die geplante Regelung soll »Einsparungen« von rund 170 Millionen Euro pro Jahr bringen – 150 Millionen beim Bund und 20 Millionen bei den Kommunen. Die Kostenüber-nahme für Unterkunft und Hei-zung soll nicht abgelehnt werden können. 

(dpa/jW)

Kolonne zorniger Traktoristen am Montag morgen auf dem Weg in die bayerische Landeshauptstadt München
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Aktionswoche: Bundesweit Proteste 
gegen Agrarpolitik der Ampelkoalition mit Konvois und 

Blockaden. Linke kritisiert Höfesterben. Von Oliver Rast

Ampelparteien und Union einig bei Lieferung von Kampfjets an Saudi-Arabien
E s herrscht weitgehend Einigkeit in der großen Kriegskoalition von den Grünen bis zur Union: 
Saudi-Arabien soll mehr Kampfflug-
zeuge vom Typ »Eurofighter« bekom-
men. In ihrem Koalitionsvertrag hatte 
die Ampelregierung eigentlich verein-
bart, keine Waffen an Staaten zu liefern, 
die am Krieg im Jemen beteiligt sind. 
Das richtete sich vor allem gegen Saudi-
Arabien, das seit 2015 an der Spitze 
einer Militärallianz in dem Nachbar-
land Krieg gegen die auch als Huthi 
bekannten schiitischen Ansarollah führt 
und dem Beobachter dabei zahlreiche 

Kriegsverbrechen und Angriffe auf Zi-
vilisten vorwerfen.»Die Welt« sei aber nach dem 7. 

Oktober »eine komplett andere ge-
worden«, behauptete Außenministerin 
Annalena Baerbock (Bündnis 90/Die 
Grünen) am Sonntag bei ihrem Besuch 
in Jerusalem. Da Saudi-Arabien mit 
dem Abschuss von Raketen der Ansa-
rollah zur Sicherheit Israels beitrage, 
»sehen wir nicht, dass wir uns als deut-
sche Bundesregierung den britischen 
Überlegungen zu weiteren Eurofightern 
für Saudi-Arabien entgegenstellen«. 
Die Äußerungen Baerbocks stießen in 

Berlin auf Zustimmung. »Der Bundes-
kanzler teilt diese Einschätzung«, ließ 
Regierungssprecher Steffen Hebestreit 
am Montag verlauten. »Die saudiarabi-
sche Luftwaffe hat, auch mit Eurofigh-
tern, Raketen der Huthi, die auf dem 
Weg nach Israel waren, abgeschossen. 
Und im Lichte all dieser Entwicklungen 
ist die Positionierung der Bundesregie-
rung, was die Eurofighter angeht, zu 
sehen.« Dem schloss sich auch Wirt-
schaftsminister Robert Habeck (Bünd-
nis 90/Die Grünen) an: Die Menschen-
rechtslage in dem islamisch-fundamen-
talistischen Königreich entsprächen 

zwar »gar nicht unseren Standards«, es 
sei aber wichtig, »dass sich Saudi-Ara-
bien wohlgesonnen gegenüber Israel 
aufstellt«. Um den deutschen Einfluss 
in Nahost besorgt zeigte sich der stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende von 
CDU/CSU, Johann Wadephul: »In der 
Golfregion hat die Bundesregierung 
in den vergangenen zwei Jahren viel 
Porzellan zerschlagen, das nur schwer 
gekittet werden kann. Das grüne Licht 
für die Eurofighter ist nur ein erster 
Schritt.« 

Philip Tassev
Siehe Gastkommentar Seite 4
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RechtsruckNur der gemeinsame Kampf der Werktätigen kann die faschistische Gefahr stoppen. Standpunkte zur Podiumsdiskussion auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz. Von Alev Bahadir und Luca Stüven
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Wir brauchen noch 1.027 Abos! Siehe Seite 6

Abo!
Partei gegründetBündnis Sahra Wagenknecht: Bis zur Bundestagswahl soll ein ausführ-

liches Parteiprogramm folgen

Finale furiosoPolen: Streit zwischen Regierung und 
Opposition wegen Entzug zweier 
Abgeordnetenmandate eskaliert

Chaos programmiertLokführer streiken. DB-Konzern ver-weigert Arbeitszeitverkürzung, will Ausstand noch verhindern

Köpfe gewinnenEntfernung vom Wir: Coronakrise hat Probleme in Wissenschafts-kommunikation offengelegt

D ie Feldarbeit muss warten, Bauern machen sich vom Acker – Konvois, Blockaden, 
Aufmärsche bundesweit und dezen-
tral. Es ist das klassische Repertoire 
direkter Aktionen, wenn auch behörd-
lich angemeldet und genehmigt. Denn 
am Montag begann die Woche des Pro-
tests gegen Streichpläne bei Agrarhilfen 
durch die Ampelkoalition. Aufgerufen 
hatten der Deutsche Bauernverband 
(DBV) und der Verein »Landwirtschaft 
verbindet Deutschland« (LSV).Ein, zwei Blicke in die Provinz: »Wir 

haben heute sieben Autobahnauffahrten 
blockiert, jeweils mit zwei Schleppern«, 
so die Geschäftsführerin des Bauernver-
bands Uckermark in Brandenburg, Cor-
nelia Schlewitt, im jW-Gespräch. Gab 

jW-Gespräch. Gab 
jWes Stress? »Nein, überhaupt nicht, alles 

harmonisch, tiefenentspannt.« Unter-
stützung kam von Anwohnern und Fir-
men aus der Region, branchenübergrei-
fend von Spediteuren, Handwerkern, 

Gastronomen. Ähnlich die Situation im 
Emsland. Fast jeder Hof aus der Region 
habe mindestens mit einem Schlepper 
demonstriert, sagte der Agrarblogger 
und kleinbäuerliche Massentierhalter, 
Bernhard Barkmann, gegenüber jW. Im jW. Im jWLandkreis dürften es mehr als 1.500 

Traktoren gewesen sein. »Einfach nur 
gigantisch!« Nicht zuletzt der solidari-
sche Zuspruch allerorts. »Das ist Bal-
sam für die Seele der Bauern.« Und: 
Der ländliche Raum sei eben nicht die 
Berliner Bubble fernab der eigenen Be-
völkerung.

Apropos Bundeshauptstadt. Hier mo-
bilisierten die Freien Bauern Deutsch-
land. Hunderte Schlepper, Lkw und 
Busse säumten die Straße des 17. Juli 
an der Siegessäule. Dazu Tausende Pro-
testierer am Brandenburger Tor. »Wir 
vertreten die ganz normalen Bauern«, 
sagte deren Medienreferent Reinhard 
Jung zu jW. Die, die mit eigener Hän

jW. Die, die mit eigener Hän
jW

-
de Arbeit ihren Hof bewirtschafteten, 

unabhängig von Politik und Industrie.Zurück zu DBV und LSV: Beide Ver-
bände hielten an ihrem Aufruf fest, trotz 
der teilweisen Rücknahme der Pläne 
beim »Agrardiesel« und der KfZ-Steu-
erbefreiung durch das Bundeskabinett 
am Donnerstag voriger Woche. DBV-
Präsident Joachim Rukwied reichte das 
nicht; er forderte am Montag wiederholt 
die Koalitionäre auf, die »Sparliste« 
gänzlich vom Tisch zu nehmen. Passie-
re das nicht, gefährde dies »am Ende die 
gesicherte Versorgung mit heimischen 
hochwertigen Lebensmitteln«, so Ruk-

hochwertigen Lebensmitteln«, so Ruk-

hochwertigen Lebensmitteln«, so Ruk
wied am Montag im RBB-Inforadio. 
Kernziel der Demos bleibe, die »über-
proportionale Belastung der Landwirt-
schaft« zu verhindern. Er hoffe dabei 
auf die Vernunft der Ampel. Offenbar 
vergeblich. Mit der Kabinettseinigung 
sei »ein fairer Kompromiss gefunden 
worden«, meinte eine Sprecherin des 
Bundeslandwirtschaftsministeriums 
gleichentags auf jW-Anfrage. Alles 

jW-Anfrage. Alles 
jW

weitere liege nun beim Haushaltsge-
setzgeber, dem Bundestag.Klar sei, dass die deutsche Agrar-

politik fehlgeleitet ist, betonte Ina La-
tendorf, agrarpolitische Sprecherin von 
Die Linke im Bundestag, gegenüber 
jW. Komplett. Besonders Klein- und 

jW. Komplett. Besonders Klein- und 

jW
Mittelbauern treffe es. Höhere Stan-
dards bei Umwelt und Tierwohl, be-
schränkter Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln und verpflichtende Flächen-
stilllegungen –»alles ohne verlässliche 
Gegenfinanzierung«. Das befördere 
das Höfesterben. Latendorf: »Aber die 
sozialökologische Transformation der 
Landwirtschaft wird unmöglich, wenn 
es keine Bauern mehr gibt.«Wie weiter? Alles steuert auf das 

Finale der Aktionswoche am nächsten 
Montag in Berlin hin. Der Kabinetts-
beschluss dürfte die Zornigen in ihrer 
Haltung bestärken – und die Funken des 
Protestes zusätzlich anfachen. Landauf, 
landab.

Power to the Bauer

Nur ein erster Schritt

WWW.JUNGEWELT.DE

Verschärfung der Kämpfe in der Ukraine

Kiew. Die Ukraine ist erneut stark von Russland angegriffen worden. In der Nacht zu Montag habe die russische Armee 51 Raketen ab-gefeuert, teilte das ukrainische Militär am selben Tag mit. 18 seien 
durch die ukrainische Luftabwehr abgeschossen worden. Zudem seien acht »Schahed«-Drohnen aus iranischer Produktion abge-wehrt worden. Russland habe bei seinen Angriffen »wichtige Infra-strukturen« sowie Industrie- und Militärgebäude ins Visier genom-men. Laut dem stellvertretenden Leiter des Präsidentenbüros in Kiew wurden bei der erneuten russischen Angriffswelle min-destens drei Menschen getötet. Mehr als 30 Menschen seien bei den Angriffen verletzt worden, darunter fünf Kinder, teilte er über den Onlinedienst Telegram mit. Im Ukraine-Krieg haben sich die Kämpfe zuletzt verschärft.

 (AFP/jW)

Grünes Licht für geplante Bürgergeld-KürzungenBerlin. Das Bundeskabinett hat am Montag grünes Licht für die geplanten Kürzungen beim so-genannten Bürgergeld gegeben. So sollen Jobcenter künftig Er-werbslosen das »Bürgergeld« für zwei Monate komplett streichen können, wenn die Betroffenen eine Arbeitsaufnahme »nachhal-tig« verweigern. »Die Möglich-keit der Arbeitsaufnahme muss tatsächlich und unmittelbar be-stehen und willentlich verweigert werden«, heißt es nach dpa-In-formationen im entsprechenden Entwurf eines Haushaltsfinan-zierungsgesetzes. Die geplante Regelung soll »Einsparungen« von rund 170 Millionen Euro pro Jahr bringen – 150 Millionen beim Bund und 20 Millionen bei den Kommunen. Die Kostenüber-nahme für Unterkunft und Hei-zung soll nicht abgelehnt werden können. 

(dpa/jW)

Kolonne zorniger Traktoristen am Montag morgen auf dem Weg in die bayerische Landeshauptstadt München
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Aktionswoche: Bundesweit Proteste 
gegen Agrarpolitik der Ampelkoalition mit Konvois und 

Blockaden. Linke kritisiert Höfesterben. Von Oliver Rast

Ampelparteien und Union einig bei Lieferung von Kampfjets an Saudi-Arabien
E s herrscht weitgehend Einigkeit in der großen Kriegskoalition von den Grünen bis zur Union: 
Saudi-Arabien soll mehr Kampfflug-
zeuge vom Typ »Eurofighter« bekom-
men. In ihrem Koalitionsvertrag hatte 
die Ampelregierung eigentlich verein-
bart, keine Waffen an Staaten zu liefern, 
die am Krieg im Jemen beteiligt sind. 
Das richtete sich vor allem gegen Saudi-
Arabien, das seit 2015 an der Spitze 
einer Militärallianz in dem Nachbar-
land Krieg gegen die auch als Huthi 
bekannten schiitischen Ansarollah führt 
und dem Beobachter dabei zahlreiche 

Kriegsverbrechen und Angriffe auf Zi-
vilisten vorwerfen.»Die Welt« sei aber nach dem 7. 

Oktober »eine komplett andere ge-
worden«, behauptete Außenministerin 
Annalena Baerbock (Bündnis 90/Die 
Grünen) am Sonntag bei ihrem Besuch 
in Jerusalem. Da Saudi-Arabien mit 
dem Abschuss von Raketen der Ansa-
rollah zur Sicherheit Israels beitrage, 
»sehen wir nicht, dass wir uns als deut-
sche Bundesregierung den britischen 
Überlegungen zu weiteren Eurofightern 
für Saudi-Arabien entgegenstellen«. 
Die Äußerungen Baerbocks stießen in 

Berlin auf Zustimmung. »Der Bundes-
kanzler teilt diese Einschätzung«, ließ 
Regierungssprecher Steffen Hebestreit 
am Montag verlauten. »Die saudiarabi-
sche Luftwaffe hat, auch mit Eurofigh-
tern, Raketen der Huthi, die auf dem 
Weg nach Israel waren, abgeschossen. 
Und im Lichte all dieser Entwicklungen 
ist die Positionierung der Bundesregie-
rung, was die Eurofighter angeht, zu 
sehen.« Dem schloss sich auch Wirt-
schaftsminister Robert Habeck (Bünd-
nis 90/Die Grünen) an: Die Menschen-
rechtslage in dem islamisch-fundamen-
talistischen Königreich entsprächen 

zwar »gar nicht unseren Standards«, es 
sei aber wichtig, »dass sich Saudi-Ara-
bien wohlgesonnen gegenüber Israel 
aufstellt«. Um den deutschen Einfluss 
in Nahost besorgt zeigte sich der stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende von 
CDU/CSU, Johann Wadephul: »In der 
Golfregion hat die Bundesregierung 
in den vergangenen zwei Jahren viel 
Porzellan zerschlagen, das nur schwer 
gekittet werden kann. Das grüne Licht 
für die Eurofighter ist nur ein erster 
Schritt.« 

Philip Tassev
Siehe Gastkommentar Seite 4
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Gefahr stoppen. Standpunkte zur Podiumsdiskussion auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz. Von Alev Bahadir und Luca Stüven
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